
Die direktdemokratischen Instrumente in der Gegenwart

Selbst wenn also ein Gegenvorschlag des Landtages als juristisch und

verfassungsrechtlich besser oder materiell zielführender eingestuft
wurde oder wenn der Landtag inzwischen ein geeignetes Gesetz verab-

schiedet hatte oder sonst ein Grund für den Rückzug der Initiative

sprach, musste eine Volksabstimmung durchgeführt werden, an welcher

überdie Initiativvorlage wie allenfalls auch über den Gegenvorschlag des

Landtages entschieden wurde.

Ein Rückzug kann jedoch aufgrund der neuen Bestimmung von
1996 nur erfolgen, wenn eine Initiative eine entsprechende Rückzugs-

klausel enthält. Ferner ist der einstimmige Beschluss «aller Mitglieder
des Initiativkomitees» erforderlich. Dieser Bestimmung mangelt es aller-
dings an Präzision, da im Falle einer Initiative meist eine Gruppe von

Initianten tätig wird, die sich aber selten formal konstituiert. Es könnte
daher durchaus Diskussionen darüber geben, wer zur Initiativgruppe zu
rechnenist, insbesondere wenn Uneinigkeit darüber besteht, ob man die

Initiative zurückziehen soll oder nicht.

Art. 82b VRG 1973 (LGBI. 1996.115) (Rückzug von Initiativen)
 

1) Enthalten Initiativen eine Rückzugsklausel, so kónnen sie durch einstimmigen

Beschluss aller Mitglieder des Initiativkomitees zurückgezogen werden.

2) Ein Rückzugeiner Initiative ist zulässig, bis die Regierung das Abstimmungsda-

tum festgesetzt hat. Weist eine Initiative die Form einer einfachen Anregung auf und
stimmtihr der Landtag zu,so ist ein Rückzug bis zum Zustimmungsbeschluss des

Landtags zulässig.

Der Fall eines Rückzugs ist noch nicht vorgekommen, weshalb die
behördliche Praxis nicht weiter Aufschluss gibt. Mangels vernünftiger
Alternativen dürfte es aber im Anwendungsfall so zu definieren sein,
dass diejenigen, die bei der Anmeldung einer Initiative unterzeichnet

haben, als Mitglieder des Initiativkomitees gelten. Anders könnte es aus-
sehen, wenn tatsächlich ein eigens konstituiertes Initiativkomitee exis-

tiert oder wenn etwa ein Verein oder eine Genossenschaft eine Initiative

lanciert. Dann wäre es denkbar, dass die entsprechenden Vorstände oder

Leitungsgremien das Rückzugsrecht haben. In Zweifelsfällen dürften

aber jedenfalls die Initianten, die ein Begehren per Unterschrift anmel-
den, die massgebliche Gruppesein.

Als Illustration dient die Initiative zur Lockerung des Rauchver-

bots in der Gastronomie vom Herbst 2008. Die Initiativanmeldung
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